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Die Einleitung des Verfahrens

Die Klageerhebung und ihre Wirkungen

Das Verfahren in Zivil-, Familien- und Arbeitsrechts­
sachen wird durch einen auf Gewährung von Rechts­
schutz gerichteten Antrag eines Bürgers oder einer 
rechtsfähigen Organisation eingeleitet. Dieser Antrag 
hat grundsätzlich den Charakter einer Klage. Eine Aus­
nahme bilden nur diejenigen Anträge, die der Einlei­
tung besonderer Arten von Verfahren dienen, z. B. beim 
Verfahren zur Prüfung der Wahlberechtigung, beim 
Entmündigungsverfahren u. a.1. Die Klage ist Ausfluß 
des auf die Verfassung der DDR gegründeten und in 
den Grundsätzen des Entwurfs des Verfahrensgesetzes 
präzisierten Rechts, zur Wahrung der vom Zivil-, Fami­
lien- und Arbeitsrecht eingeräumten Rechte die Ge­
richte in Anspruch zu nehmen.
Im Regelfall erhält das Gericht durch eine Klage erst­
malig Kenntnis von einem individuell bestimmten 
Rechtskonflikt. Die Qualität der Vorbereitung der Ver­
handlung durch das Gericht wird deshalb maßgeblich 
durch Inhalt und Umfang der Informationen bestimmt, 
die die Klage und die evtl, vorliegende Klageerwide­
rung dem Gericht vermitteln. Die Auswertung der ins­
besondere durch das Oberste Gericht2 stimulierten Pra­
xis auf dem Gebiet der Klageerhebung führt zu der 
gesetzgeberischen Forderung, das Gericht durch den 
Klageinhalt in die Lage zu versetzen, eine dem sozia­
listischen Zivilverfahren entsprechende Prozeßkonzep­
tion ausarbeiten und ihr gemäße vorbereitende Maß­
nahmen treffen zu können. Der .Klageantrag, durch den 
der Gegenstand des Verfahrens bestimmt wird, die un­
ter rechtlichen Gesichtspunkten erfolgte Begründung 
und die Angabe von Beweismitteln reichen hierzu nicht 
aus. Diese Angaben sollten ergänzt werden durch solche 
über die berufliche Tätigkeit und die Arbeitsstelle der 
Parteien, evtl. Bemühungen gesellschaftlicher Kollek­
tive, gesellschaftlicher Organisationen oder staatlicher 
Organe zur Beilegung des Konflikts und durch Mittei­
lungen über die Ursachen des Rechtsstreits. Auch das 
zuletzt genannte Erfordernis sollte im Gesetz deutlicher 
ausgedrückt werden. Durch Kenntnis dieser Fakten 
kann sich das Gericht insbesondere auf den gesell­
schaftlichen Inhalt des Rechtskonflikts einstellen und 
gesellschaftliche Kräfte zur Mitwirkung im Verfahren 
heranziehen.

Die Sollvorschrift des Entwurfs, die diese qualitativ 
höheren Anforderungen an den Klageinhalt stellt, rich­
tet sich nicht nur an die Parteien, sondern vornehmlich 
auch an Rechtsanwälte und Rechtsantragsstellen, an 
jene Organe und Einrichtungen der Rechtspflege also, 
die bei der Erhebung der Klage — die entweder schrift­
lich bei Gericht einzureichen oder zu Protokoll zu er­
klären ist — eine besondere Verantwortung tragen. 
Konzeptionell verwirklicht die Regelung des Klage­
inhalts den Verfahrensgrundsatz der verantwortlichen 
Mitwirkung der Bürger in ihrer Eigenschaft als Par­
teien an der ihre eigenen Angelegenheiten betreffenden 
Tätigkeit des Gerichts; sie bringt insoweit die Ver­
bindung der staatlichen Leitung mit dem eigenverant­
wortlichen Handeln der Bürger auf der Grundlage der

1 Vgl. dazu Kietz in diesem Heft.
3 Vgl. Beschluß des Plenums des Obersten Gerichts zu Fragen 
des Wohnungsmietrechts vom 22. September 1964, NJ 1964 
S. 610, und „Die Durchsetzung dgr Richtlinie Nr. 18 und des 
Beschlusses über eheerhaltende Maßnahmen, Bericht des Prä­
sidiums des Obersten Gerichts an die 9. Plenartagung“, NJ 
1966 S. 233.

prinzipiellen Übereinstimmung von persönlichen und 
gesellschaftlichen Interessen zum Ausdruck.

Die Klageerhebung löst verschiedenartige prozessuale 
und materiell-rechtliche Wirkungen aus. Der hierfür 
maßgebende Zeitpunkt ist der des Eingangs der Klage 
bei einem Kreisgericht. Hierdurch wird die bisherige 
Regelung abgelöst, nach der die Rechtshängigkeit erst 
mit Zustellung der Klage an die verklagte Partei ein- 
tritt. Die Veränderung des Zeitpunkts der Rechtshän­
gigkeit erfordert allerdings, diejenigen materiell-recht­
lichen Tatbestände, die die Rechtshängigkeit als rechts­
erhebliche Tatsache zur Begründung von Zinsforderun­
gen, Erhöhung der Verantwortlichkeit u. ä. ausweisen, 
unter dem Gesichtspunkt der Vermeidung von Nach­
teilen für den Verklagten — der ja zeitlich später Kennt­
nis von der Klageerhebung erhält — zu überprüfen und 
zu gestalten.
Der den Erfordernissen einer Klage entsprechende 
Schriftsatz löst mit seinem Eingang bei einem Kreis­
gericht sofort die Wirkungen der Klageerhebung aus. 
Es wird also kein der Klageerhebung vorausgehendes 
Güteverfahren geben. Die Aufgabe des Gerichts, die 
Parteien im Wege einer Einigung zur eigenverantwort­
lichen Lösung ihres Konflikts zu führen, ist eine stän­
dige, sich an der konkreten Konflikt- und Verfahrens­
situation orientierende Verpflichtung innerhalb des ge­
samten Klageverfahrens.

Dem Klageverfahren können aber in ein und dem­
selben Rechtsstreit Tätigkeiten gesellschaftlicher und 
staatlicher Gerichte vorangestellt sein, die bei nicht 
erfolgter Konfliktlösung einen Übergang zum Klage­
verfahren erforderlich machen. Das trifft auf die Be­
handlung arbeitsrechtlicher Streitigkeiten durch Kon­
fliktkommissionen und auf den Erlaß von sog. Zah­
lungsaufforderungen durch Kreisgerichte zu. Da sich 
das Verfahren über den Einspruch gegen eine Entschei­
dung einer Konfliktkommission nach den Bestimmun­
gen über das Verfahren nach Klageerhebung richtet, 
muß der Einspruch inhaltlich einer Klageschrift ent­
sprechen. Auch eine Zahlungsaufforderung ist — wie 
noch zu zeigen sein wird — unter bestimmten Voraus­
setzungen als Klage zu behandeln. Die Behandlung 
eines Einspruchs gegen eine Entscheidung eines gesell­
schaftlichen Gerichts in einem Zivil- oder anderen 
Rechtsstreit führt hingegen nur dann zu einem Klage­
verfahren, wenn nach Aufhebung der angefochtenen 
Entscheidung die Parteien nicht einigungsbereit sind 
und beantragt wird, die Sache nach den Vorschriften 
des Verfahrens nach Klageerhebung fortzusetzen.

Die unterschiedliche Bedeutung, Funktion und Struktur 
der Rechtsverhältnisse des sozialistischen Zivil-,.-Fami­
lien- und Arbeitsrechts erfordern diesen Unterschieden 
entsprechende Rechtswirkungen der gerichtlichen Ent­
scheidungen und als Grundlage hierzu unterschiedliche 
Klagearten. Neben der allgemeinen Leistungsklage soll 
die Klage auf Feststellung des Bestehens oder Nicht­
bestehens eines Rechtsverhältnisses, soweit der Kläger 
hieran ein rechtliches Interesse hat, und die Klage auf 
Gestaltung von Rechtsbeziehungen, sofern dies in ge­
setzlichen Bestimmungen vorgesehen ist, zulässig sein. 
Besonderheiten in den den Leistungsklagen zugrunde 
liegenden Rechtsverhältnissen erfordern die Zulässig­
keit von Stufenklagen und Klagen auf künftig fällig 
werdende Leistungen. Bei der zuletzt genannten Klage 
wurde die Orientierung im Plenarbeschluß des Ober-
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